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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

In ihrem ersten gemeinsamen Gespräch im November kamen die Spitzen der
Regierungsparteien überein, die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrates
nicht anzutasten. Sie beschlossen, die Differenzen und Gemeinsamkeiten zu
verschiedenen wichtigen Themen zu diskutieren, ohne aber den Versuch zu
unternehmen, sich auf ein gemeinsames Regierungsprogramm zu verpflichten. In
weiteren Sitzungen einigte man sich darauf, auch die personelle Zusammensetzung des
Bundesrates nicht zu verändern. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1991
HANS HIRTER

Am 7. Februar stimmten Volk und Stände mit deutlichem Mehr der Beseitigung der
sogenannten Kantonsklausel in der Verfassung für die Zusammensetzung der
Landesregierung zu. Nur gerade die Kantone Wallis und Jura lehnten die neue
Verfassungsbestimmung ab. In der sehr bescheiden geführten Kampagne bildete sich
zwar – als Gegenpol zu dem aus rund 90 nationalen Parlamentariern der
Bundesratsparteien gebildeten befürwortenden Komitee – auch ein aus Politikern aller
politischer Lager gebildetes Gegenkomitee. Sein Hauptargument war, dass diese
Reform nur ein erster Schritt zu einem Abbau der föderalistischen Garantien zugunsten
der kleinen Kantone darstelle. Sei dieser Schritt einmal gemacht, würden auch weitere,
wie die Übervertretung der bevölkerungsschwachen Kantone im Ständerat und das
Ständemehr bei obligatorischen Volksabstimmungen unter Beschuss geraten. Viel Geld
für Inserate war aber nicht vorhanden und die Debatten, soweit sie überhaupt
stattfanden, verliefen äusserst zahm. Von den politischen Parteien hatten alle die Ja-
Parole beschlossen. Immerhin gab es mit der Nein-Parole der SVP des Kantons Zürich
auch eine prominente Gegenstimme. Herzensblut vergoss allerdings auch die Zürcher
SVP nicht für die Beibehaltung der Kantonsklausel. Gegen die Reform sprachen sich
auch die Waadtländer Liberalen und einige Sektionen der FDP und der CVP in der
Westschweiz und im Tessin 

Bundesbeschluss über die Wählbarkeit in den Bundesrat 
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,0%
Ja: 1'287'081 (74,7%) / 18 6/2 Stände
Nein: 436'511 (25,3%) / 2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, FDP (4*), CVP (2*), SVP (6*), LP (1*), LdU, EVP, FP, SD (1*), EDU, PdA; SGB.
– Nein: Lega.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Zustimmung fiel mit einem Ja-Anteil von fast 75% klar aus. Mit Ausnahme von Jura
und Wallis stimmten alle Kantone zu; in den kleineren (NE, FR, AI, AR, Innerschweiz, GL,
GR) sowie im Tessin lag der Ja-Stimmen-Anteil allerdings unter dem Landesmittel. Die
grössten Ja-Mehrheiten ergaben sich in Genf, Zürich und Basel-Stadt mit über 80%. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.02.1999
HANS HIRTER

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrössten
zur wählermässig stärksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortführung der sogenannten Zauberformel für die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteipräsident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwächsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP übernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache über eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frühjahr frisch gewählten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwählen, und

ANDERES
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER
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auch die SP konnte kein Interesse an der Schwächung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge änderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstützung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklärte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurücktreten würde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
bürgerliche Regierung nicht ohne Reiz wäre, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lähmen könnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen würden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer für die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen für die Bestätigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. 3

Die Grünen kündigten kurz nach Ogis Demission an, dass sie eine eigene Kandidatin
aufstellen würden, was sie mit der Nominierung von Nationalrätin Cécile Bühlmann (LU)
dann auch taten. Die SP versuchte vergeblich, die FDP und die CVP von der
Opportunität eines Rauswurfs der SVP aus der Regierung zu überzeugen. Ihr Angebot,
zu diesem Zweck eine freisinnige Kandidatur zu unterstützen, fand lediglich bei einigen
Freisinnigen aus der Romandie Interesse. Der Versuch, die SVP aus dem BR
abzuwählen, fand in der SP-Fraktion mit 29:5 Stimmen eine klare Mehrheit. Danach
lancierten einzelne SP-Politiker die Idee, mit Ulrich Siegrist wenigstens einen möglichst
weit vom politischen Kurs seiner Partei entfernten Vertreter der SVP zu wählen. Ganz
zum Schluss der Kampagne versuchte die SP dann auch noch, den FDP-Präsidenten
Franz Steinegger (UR) ins Spiel zu bringen. Die FDP und die CVP hatten zwar keine Lust,
der SVP den Bundesratssitz zu entreissen; aber sie machten von Anfang an klar, dass sie
niemanden unterstützen würden, der auf der radikalen aussenpolitischen Linie von
Nationalrat Blocher und seiner Zürcher SVP politisiert. Da Eberle und auch Fuhrer
sowohl beim UNO-Beitritt als auch bei der Frage der Bewaffnung von schweizerischen
Armeekontingenten bei Friedenseinsätzen im Ausland eine von Blocher divergierende
Meinung vertreten, waren für sie grundsätzlich alle vier SVP-Politiker wählbar. Beide
Fraktionen verzichteten darauf, eine bestimmte Kandidatur zu unterstützen. Die
Fraktion der Liberalen sprach sich für Schmid aus. 4

ANDERES
DATUM: 05.12.2000
HANS HIRTER

Das herausragende Ereignis des Jahres in diesem Bereich war aber nicht die
Neubesetzung des freisinnigen Bundesratssitzes, sondern das Aufbrechen der seit
1959 praktizierten Formel für die parteipolitische Zusammensetzung der
Landesregierung, die sogenannte Zauberformel. Bereits im Vorfeld der
Nationalratswahlen wurde darüber spekuliert, ob bei einem weiteren Vormarsch der
SVP auf Kosten der FDP und der CVP ein zweiter Sitz für die SVP noch zu vermeiden
wäre. Allerdings wurde die Abwahl (bzw. Nichtwiederwahl) eines der beiden
wiederkandidierenden Regierungsmitglieder der CVP noch als wenig wahrscheinlicher
Tabubruch bezeichnet. Eine Nichtwiederwahl hatte es seit 1848 erst zweimal (1854,
Ochsenbein, und 1872, Chalet-Venel) gegeben. Beide wurden allerdings durch
Herausforderer aus derselben Partei (FDP) verdrängt. Aus den Parlamentswahlen vom
19. Oktober ging die SVP mit einem Wähleranteil von 26,7% (+4,2%) als eindeutige
Siegerin hervor. Indem sie in den französischsprachigen Kantonen Genf, Neuenburg
und Waadt zur stärksten bürgerlichen Partei wurde, konnte sie auch ihr bisheriges
Manko, fast ausschliesslich eine Deutschschweizer Partei zu sein, abstreifen. Verloren
hatten die CVP, welche noch auf 14,4% (-1,5%) kam, und die FDP mit 17,3% (-2,6%); die
SP vermochte hingegen ihren Wähleranteil um 0,8% auf 23,3% zu steigern. 5

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
HANS HIRTER

Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein

ANDERES
DATUM: 04.12.2003
HANS HIRTER
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Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 6

Während sich die Wirtschaft über das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empörung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wählbar erklärte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz über die von der Linken unterstützte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusätzlich verstärkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes für den ihnen politisch näher
stehenden Deiss und nicht für Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grösserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER
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Die SP begann spätestens im Sommer Avancen gegenüber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz für die CVP zurückzuerobern. Zuerst monierte
Parteipräsident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen überproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurückhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grünen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz für sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese öffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers – notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten – zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem „Geheimplan“ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: „Blocher stärken! SVP
wählen“ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen dafür zu sorgen, dass der von diesem
„Geheimplan“ bedrohte Blocher Bundesrat bleiben könne. Ohne Blocher in der
Landesregierung würden gemäss den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalität zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte für Blocher und die SVP einen weiteren Beweis für die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der französischen Schweiz, für Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwähnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhängig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
HANS HIRTER

CVP-Präsident Darbellay (VS) hatte bereits im Februar angekündigt, dass seine Partei
der FDP bei der nächsten Vakanz einen ihrer beiden Sitze streitig machen werde. Dabei
rechtfertigte die CVP ihren Anspruch sowohl politisch als auch rechnerisch. Politisch
sei die CVP zu bevorzugen, weil die FDP nach rechts in die Näher der SVP gerutscht sei
und nur die CVP die wahre Mitte verkörpere. Rechnerisch gesehen habe die FDP zwar
bei den letzten Wahlen den grösseren Wähleranteil erreicht, die Fraktionsgemeinschaft
aus CVP, GLP und EVP verfüge aber über die grössere Nationalratsfraktion. Nachdem
sich zuerst Darbellay selbst ins Spiel gebracht hatte, kristallisierte sich bald Ständerat
und Fraktionschef Urs Schwaller (FR) als aussichtsreichster Kandidat heraus. Sein
Manko bestand allerdings darin, dass er deutscher Muttersprache ist und zudem auch
im deutschsprachigen Teil des mehrheitlich französischsprachigen Kantons wohnt. Von
der FDP und auch von einem Teil der französischsprachigen Presse wurde sofort
moniert, dass er deshalb nicht als Vertreter der Romandie gelten könne. Seine
Kantonalpartei nominierte nicht nur ihn, sondern auch den französischsprachigen
Freiburger Nationalrat de Buman. Die CVP-Fraktion entschied sich für eine
Einerkandidatur und portierte Schwaller.

Die Medien spekulierten bereits vor der Rücktrittserklärung Couchepins über
erfolgversprechende freisinnige Kandidaturen aus der Romandie und dem Tessin. Im
Vordergrund standen dabei Nationalrat und Parteipräsident Fulvio Pelli (TI), Ständerat
Didier Burkhalter (NE), die beiden Genfer Nationalräte Martine Brunschwig Graf und
Christian Lüscher, welche ursprünglich zu den Liberalen gehört hatten, sowie der
Waadtländer Regierungsrat Pascal Broulis. Von ihren respektiven Kantonalparteien
zuhanden der FDP-Fraktion nominiert wurden Burkhalter, Brunschwig Graf und
Lüscher; Pelli wurde von seiner Kantonalpartei empfohlen, aber nicht als offizieller
Kandidat angemeldet. Die freisinnig-liberale Fraktion entschied sich Ende August für
ein Zweierticket und schickte Burkhalter und Lüscher ins Rennen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2009
HANS HIRTER

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 10

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjähriger Behandlungszeit
2013 endgültig gescheitert war und dabei auch Vorschläge zur Erhöhung der Anzahl
Bundesräte abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstützte parlamentarische Initiative. Begründet wird die Idee
insbesondere mit der ungenügenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium – eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstätigkeit auf zusätzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
höherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung führen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN
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könne. Wie gering die Unterstützung für diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von März bis Juli 2015 durchgeführte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, fünf begrüssen sie und zwei äussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
Reformidee aus, während sie von SP, GP und BDP begrüsst wird. Während auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Repräsentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen würde, wiesen
die Befürworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung führe, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschäftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhöhung der Anzahl
Bundesräte fordert, wird wohl 2016 in Angriff genommen. 11

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Von grosser Bedeutung für die CVP waren die Rücktritte ihrer Bundesräte Koller und
Cotti nach jeweils zwölf Jahren Amtszeit auf Ende April. Der Rücktritt von Arnold Koller
war erwartet worden. Dass nun auch Cotti sein Amt niederlegte, galt als Überraschung.
Der CVP wurde vorgeworfen, sie wolle mit der Doppelvakanz ihre Partei vor den
Wahlen ins Gespräch bringen und zudem ihre beiden Bundesratssitze auf längere Frist
sichern. In der Presse wurden sogar Mutmassungen laut, die beiden Bundesräte würden
nicht aus freien Zügen aus dem Amt zurücktreten. Die beiden Betroffenen und
Parteipräsident Durrer (OW) bestritten jedoch jedes parteipolitische Kalkül. Dass einer
der beiden Sitze von einer Frau besetzt werden sollte, galt parteiintern als unumstritten
und wurde auch von breiten Kreisen der Öffentlichkeit erwartet. Die Kantonalsektionen
meldeten insgesamt sechs männliche und zwei weibliche Kandidaturen an. Dass sich
darunter auch Parteipräsident Durrer befand, sorgte vor allem in den Reihen der CVP-
Politiker der Westschweiz für einige Unruhe, sah man dadurch doch die Wahlchancen
der eigenen Kandidaten (Deiss, FR und Roth, JU) gefährdet. Im März wählte die
Bundesversammlung die Innerrhoder Regierungsrätin Ruth Metzler knapp vor der St.
Galler Regierungsrätin Rita Roos als Nachfolgerin für Koller zur Bundesrätin und den
Freiburger Nationalrat Joseph Deiss als Nachfolger für Cotti zum Bundesrat. Am 1. Mai
übernahm Metzler das Justiz- und Deiss das Aussenministerium. Bei der
Bestätigungswahl des Gesamtbundesrates im Dezember zahlte sich die Neubesetzung
der beiden CVP-Sitze aus. Obwohl die CVP – gemessen am Wähleranteil – von der SVP
überholt worden war, richtete sich deren Anspruch auf einen zusätzlichen Sitz nicht
gegen die beiden Neuen der CVP, sondern gegen die SP. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

In seiner Ansprache zum Nationalfeiertag vertrat Durrer die These vom Ende der
Konkordanz. In kaum einem anderen Land würden Parteien mit mittlerweile derart
unterschiedlichen Grundüberzeugungen (insbesondere in der Steuer-, Sicherheits- und
Integrationspolitik) eine Regierung bilden. An die Stelle des offenen Dialogs sei ein
aggressiver Politstil getreten. Durrer propagierte eine von Legislatur zu Legislatur neu
zu bestimmende Regierungszusammensetzung, die aufgrund eines Basiskonsensus in
zentralen Fragen gebildet werden müsste. Bei der Ersatzwahl für den SVP-Bundesrat
Ogi vom Dezember zeigte allerdings die CVP-Fraktion kein Interesse an den Plänen der
SP, die SVP aus der Regierung zu werfen. 13

ANDERES
DATUM: 03.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die CVP begann, die Rückeroberung ihres zweiten Bundesratssitzes in Betracht zu
ziehen, als Wahlprognosen sie nur noch knapp hinter der FDP sahen. Sie argumentierte,
ihre Bundesrätin könne sich bei der jetzigen Zusammensetzung der Regierung zu selten
durchsetzen. Die CVP müsse deshalb in der Regierung wieder stärker vertreten sein.
Parteipräsident Darbellay hielt fest, er werde zwar Bundesrat Blocher nicht wählen. Den
zweiten Sitz für die CVP wolle er aber nicht auf Kosten der SVP, sondern auf Kosten der
FDP holen, falls diese bei den Parlamentswahlen schwächer abschneiden sollte als die
CVP. Bei den Nationalratswahlen vermochte die CVP die FDP fast einzuholen (+3 Sitze
im Nationalrat, 14,5% Wähleranteil) und sie konnte zusammen mit den Grünliberalen
und der EVP eine grössere Fraktion als diejenige von FDP und Liberalen bilden.
Darbellay brachte sich mit der Aussage, er habe noch nie eine Wahl abgelehnt, selbst als

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL
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Kandidat für den Bundesrat ins Gespräch. Ein weiterer diskutierter Kandidat war
Fraktionspräsident Urs Schwaller. Der rechte Flügel der Partei wehrte sich jedoch gegen
eine Kampfkandidatur. Schliesslich beschloss die CVP, nicht anzutreten. Die CVP-
Fraktion unterstützte aber mehrheitlich die Ersetzung von Christoph Blocher durch
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Als Folge davon kam es zu
verärgerten Reaktionen im rechten Flügel der Partei und es wurde spekuliert, ob der
CVP ihr Verhalten bei den nächsten Wahlen in den konservativen Kantonen schaden
würde. 14

Ebenfalls im Juni wurde bekannt, dass die CVP für den nach dem Rücktritt von Pascal
Couchepin (fdp) frei gewordenen Bundesratssitz eine Kandidatur lancieren würde.
Ihren Sitzanspruch begründete die CVP damit, dass die Position der Mitte in der
Regierung gestärkt werden müsse. Zudem wies die CVP darauf hin, dass die CVP-GLP-
EVP-Fraktion in der Bundesversammlung grösser sei als die freisinnig-liberale Fraktion,
weshalb der CVP eher zwei Bundesratssitze zuständen als der FDP. Als CVP-Kandidat
war von Anfang an Ständerat Urs Schwaller (FR) im Gespräch, der im August dann auch
öffentlich sein Interesse an einer Wahl erklärte und von der Fraktion nominiert wurde.
Als Schwierigkeit stellte sich jedoch heraus, dass der aus dem deutschsprachigen Teil
des Kantons Freiburg stammende Schwaller nicht als Romand wahrgenommen wurde.
Für die Rückeroberung eines zweiten Bundesratssitzes wäre die CVP auf die
Unterstützung der Linksparteien angewiesen gewesen. Diese hatten jedoch kein starkes
Interesse daran, die CVP-Kandidatur zu unterstützen. Bei der Wahl setzte sich der FDP-
Kandidat Didier Burkhalter durch. 15

ANDERES
DATUM: 01.09.2009
SABINE HOHL

Nicht alle Parlamentarier der CVP waren einverstanden mit der Strategie der
Parteispitze, bei den Bundesratsersatzwahlen den frei werdenden FDP-Bundesratssitz
nicht anzugreifen. Nachdem die Kampfkandidatur Schwaller für die Nachfolge von
Bundesrat Couchepin im Jahr 2009 gescheitert war, wollte man sich nicht auf eine
neuerliche Herausforderung der FDP einlassen. Da Ständerat Bruno Frick (SZ)
befürchtete, dass mit der Wahl von Schneider-Ammann der CVP auf längere Zeit die
erneute Besetzung eines zweiten Sitzes verwehrt bleiben wird, schlug er eine Fusion
mit der BDP vor. Eine Idee, die bei diversen Exponenten seiner Partei durchaus
Beachtung fand. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2010
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im Rennen um die Nachfolge von Bundesrat Ogi nominierte die GP ihre
Fraktionspräsidentin Cécile Bühlmann (LU). Sie erhielt zumindest im ersten Wahlgang
die Unterstützung der SP. 17

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Anfang April erklärte der Parteivorstand in einem Grundsatzentscheid die Bereitschaft
der Grünen zur Übernahme von Regierungsverantwortung auch auf Bundesebene.
Vize-Präsident Ueli Leuenberger (GE) nannte die grüne Regierungsverantwortung in 5
Kantonen [45] (BS, GE, NE, NW und VD) als Beleg für die notwendige Erfahrung und
Reife seiner Partei. Zugleich schränkte Leuenberger ein, dass die Art der Partner und
deren Offenheit für das grüne Programm als Bedingungen für eine Zusammenarbeit
verstanden werden müsse. Damit bewegten sich die Grünen weg vom Selbstverständnis
als reine Oppositionspartei, aber das einstimmige Votum des Vorstands war innerhalb
der Partei umstritten. 18

WAHLEN
DATUM: 06.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Dezember sprachen sich die Grünen mit 132
zu 14 Stimmen bei 4 Enthaltungen dafür aus, einen Sitz im Bundesrat anzustreben. Zu
reden gab, ob die Grünen bei den anstehenden Bundesratswahlen gegen Bundesrat
Blocher kandidieren sollten. Dies wurde mit 115 zu 34 Stimmen bei 4 Enthaltungen
bejaht. Eine Minderheit argumentierte, die Grünen sollten sich an die arithmetische
Konkordanz halten und auf das Freiwerden eines freisinnigen Sitzes warten. Als
Kandidat der Grünen für den Bundesrat wurde der Waadtländer Ständerat Luc
Recordon aufgestellt. Dieser erklärte, er wolle mit seiner Kandidatur eine Alternative zu
Blochers Politik anbieten. Er sei bereit, sich zurückzuziehen, wenn ein gemässigter
bürgerlicher Kandidat zur Wahl antrete. Weitere Themen der Delegiertenversammlung

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2007
SABINE HOHL

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



waren die Unternehmenssteuerreform II, zu der die Nein-Parole beschlossen wurde
und die Initiative gegen Kampfjetlärm in Tourismusgebieten, welche die Delegierten
befürworteten. 19

Bei der Bundesratswahl für die Nachfolge von Samuel Schmid nominierten die Grünen
wie im Jahr zuvor Luc Recordon (VD). Sie zogen aber seine Kandidatur nach dem ersten
Wahlgang zugunsten von Hansjörg Walter (svp) zurück, dies mit der Begründung,
Recordon habe keine Stimmen erhalten. Die Grünen hatten Recordon selber nicht
gewählt. 20

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.12.2008
SABINE HOHL

Die Grünen griffen bei den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahrs den
Sitz der FDP an. Die Partei rechnete sich mit Unterstützung der SP und der CVP
Erfolgschancen aus. Der Anspruch der Grünen mit 10% Wähleranteil auf einen
Bundesratssitz sei ebenso berechtigt wie jener der CVP, verlauteten die Parteisprecher.
Die Suche nach Spitzenkandidaten verlief allerdings harzig. Mit Marlies Bänziger (ZH),
Geri Müller (AG) und Brigit Wyss (SO) stellten sich schliesslich drei Kandidaten zur
Verfügung. Die Fraktion bestimmte Brigit Wyss zur Sprengkandidatin. Sie schied
allerdings bereits im dritten Wahlgang mit 40 Stimmen aus. 21

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.08.2010
MARC BÜHLMANN

An ihrer ersten Delegiertenversammlung nach den eidgenössischen Wahlen 2019
feierte die Grüne Partei in Bern vor allem ihre grossen Wahlerfolge. Noch nie habe eine
Partei derart zugelegt wie die Grünen. Mit durchschnittlich 46 Jahren seien die Grünen
die jüngste Fraktion und der Frauenanteil betrage 61 Prozent, so die Medienmitteilung
nach der Versammlung. In ihrer Rede dankte die Präsidentin Regula Rytz (gp, BE) allen
Anwesenden für das «überwältigende Ergebnis», das nur dank grosser Vorarbeit und
guter Kampagne möglich gewesen sei. Die Erfolge würden aber auch hohe Erwartungen
für die neue Legislatur wecken. Ziel müsse eine «umweltverträglichere» und
«gerechtere» Politik sein, forderte Fraktionspräsident Balthasar Glättli (gp, ZH) in
seinem Votum. Hierzu müsse man mit der SP und der Mitte Bündnisse finden. Der
Rückenwind werde helfen, einen «sozialen und mehrheitsfähigen Klimaschutz»
umzusetzen. Mit neuer «Ernsthaftigkeit», die laut Tages-Anzeiger die Partei erfasst
habe, forderte die Präsidentin schliesslich einen grünen Bundesratssitz und eine neue
Zauberformel. Entschieden wurde hierzu an der Versammlung freilich noch nichts. Das
«neue Selbstverständnis», das die NZZ der Partei attestierte, liess die Präsidentin aber
zur These verleiten, dass die Grünen wohl eher einen Regierungssitz erobert hätten,
wenn Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard auf Ende Legislatur und nicht
«taktisch» zurückgetreten wären. Rytz forderte ein Gesetz gegen Rücktritte während
der Legislatur. Die neue «Volkspartei mit Bewegungscharakter» wie Regula Rytz das
neue Selbstverständnis laut NZZ umschrieb, nutzte die Delegiertenversammlung
schliesslich auch noch für die Parolenfassung für die Abstimmungen vom 9. Februar
2020: Einstimmig (1 Enthaltung) empfahlen die Abgeordneten ein Ja zur Volksinitiative
«Für mehr bezahlbare Wohnungen» sowie ein Ja zur Änderung des Strafgesetzbuches
(«Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung»). 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.2019
MARC BÜHLMANN

Nach den Erfolgen sowohl in den National- als auch in den Ständeratswahlen 2019
forderten die Grünen in den darauffolgenden Bundesratswahlen einen Bundesratssitz.
Zwar hatte Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) am Wahlsonntag der eidgenössischen
Wahlen auf eine klare Aussage dazu verzichtet und lediglich angemerkt, dass die
Verteilung der Bundesratssitze nicht mehr passe. Am 22. November 2019 gab Rytz
jedoch ihre Kandidatur für die Bundesratswahlen offiziell bekannt. Man habe so lange
mit dem Entscheid gewartet – die Ankündigung von Rytz kam fast einen Monat nach den
Nationalratsergebnissen und drei Wochen vor den Bundesratswahlen –, da man in
Gesprächen mit den anderen Parteien die Wahlchancen abzuschätzen versucht habe,
erklärte Rytz gegenüber dem Tages-Anzeiger. Diese Gespräche seien positiv verlaufen,
woraufhin die Grünen den FDP-Sitz von Ignazio Cassis angriffen. Die FDP sei im
Bundesrat rechnerisch übervertreten, weshalb Rytz eine neue Zauberformel vorschlug,
gemäss der die beiden grössten Parteien SP und SVP je zwei Sitze und FDP, CVP und die
Grünen je einen Sitz haben sollten. Rytz betonte die Dringlichkeit einer Fortsetzung der
Klimaschutzdiskussionen und die entsprechende Unterstützung in der
Stimmbevölkerung. Aus diesem Grund sei der Anspruch der Grünen auf einen
Bundesratssitz gerechtfertigt, obwohl mit Ignazio Cassis ein Vertreter einer
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sprachlichen Minderheit angegriffen werde. Man könne – so Rytz – nicht alle Ansprüche
befriedigen.
Die Zeitungen kommentierte diese verspätete Kandidatur von Rytz und ihren Start in
den Bundesratswahlkampf als misslungen. Die NZZ begründete die späte Bekanntgabe
damit, dass Rytz ihrer Ständeratskandidatur Priorität eingeräumt habe und folglich bei
einer Wahl in den Ständerat auf die Bundesratskandidatur verzichtet hätte. Stattdessen
hätte sich Rytz aus dem Ständeratsrennen nehmen und sich auf die Bundesratswahl
konzentrieren müssen – war sich die Presse einig. Als entsprechend klein schätzten sie
auch ihre Chancen, gewählt zu werden, ein, betonten dabei aber vor allem die
entscheidende Rolle der GLP-Fraktion auf einer Seite und der CVP-EVP-BDP-Fraktion
auf der anderen Seite. 

Am Tag der Wahl stellte sich neben den Grünen nur die Sozialdemokratische Fraktion
offiziell hinter die Forderung, die Zauberformel zu ändern und die grüne Kandidatin
Regula Rytz zulasten von FDP-Bundesrat Ignazio Cassis zu unterstützen. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte betonte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD),
dass die Zusammensetzung des Bundesrates mit einer Mehrheit von je zwei
Bundesratssitzen der FDP und der SVP aufgrund der Wahlerfolge der Grünen nicht
mehr repräsentativ sei für die Schweiz und das Parlament. Keine Unterstützung erhielt
Rytz von den übrigen Parteien. Die Grünliberale Fraktion entschied sich zwar für
Stimmfreigabe, was für einigen Unmut bei den Grünen sorgte. Einige GLP-Mitglieder
äusserten sich diesbezüglich im Tages-Anzeiger und erklärten, dass sie sich eine
gemeinsame Strategie mit den Grünen für einen Bundesratssitz gewünscht hätten.
Absprachen diesbezüglich hätten jedoch nicht stattgefunden. Auch von der CVP-
Fraktion erfuhren die Grünen keine Unterstützung, diese gab an, Ignazio Cassis zu
unterstützen. Nach den Wahlen äusserte sich Balthasar Glättli im Sonntags-Blick
kritisch gegenüber der CVP und stellte in Aussicht, dass die Grünen zukünftig auch den
Sitz von Viola Amherd angreifen könnten, falls die CVP keinen Beitrag zu einer
griffigeren Klimapolitik leiste. Da auch die FDP- und die SVP-Fraktion Ignazio Cassis
unterstützten, setzte sich dieser mit 145 Stimmen durch. Regula Rytz erhielt 82
Stimmen, 11 Stimmen entfielen auf Verschiedene. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz
berichteten die Medien ausgiebig über eine neue Zauberformel und somit über eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates. In einem Interview schlug SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) vor, den Bundesrat auf neun Mitgliedern zu erweitern; dies
gäbe mehr Spielraum, um die grossen Parteien angemessen in die Regierung zu
integrieren, die Regionen wären besser vertreten und die Bundesräte würden entlastet.
Altbundesrat Christoph Blocher schlug stattdessen vor, dass sowohl die SP als auch die
FDP zukünftig nur jeweils einen Sitz haben und stattdessen auch die Grünen und
Grünliberalen je einen Sitz erhalten sollten (sogenannte Formel Christoph Blocher: 2-1-
1-1-1-1). 23

1) Presse vom 9.11.91 (Formel und Programm); TA, 14.11.91 (Personen); NZZ, 25.11., 29.11. und 10.12.91 (weitere Gespräche zu
Politikbereichen). Vgl. auch LZ, 3.12.91.
2) BBl, 1999, S. 2475 f.; Presse vom 8.2.99.; TA, 5.1.99; NZZ, 12.1.99.
3) Presse vom 25.-27.10.99; NZZ, 29.10.99 (FDP); BaZ, 19.11.99 (Forderung nach SP-Sitz); Presse vom 27.11. (SVP-Fraktion),
8.12. (CVP ) und 15.12.99 (FDP).
4) GP: TA, 27.11.00. SP: LT, 2.11.00; BZ, 4.11.00; NZZ, 7.11. und 8.11.00; TA, 23.11.00 (Siegrist).; NLZ, 18.11.00. Für die welschen
Freisinnigen siehe z.B. LT, 15.12.00.; Presse vom 6.12.00.
5) BaZ, 27.10.03.
6) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet), NZZ,
7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergründen des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch SoZ,
28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Ankündigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsführung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankündigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).
7) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).
8) SoZ, 15.7.07; NZZ, 16.7.07; AZ, 17.7.07 (CVP); NZZ, 7.7.07 (GP); Bund und Express, 28.8.07; TG, 4.9.07 (SVP-Inserat) sowie
Presse vom 7.9. und 12.9.07 (SVP); Lib., 8.9.07 (Couchepin).
9) Presse vom 1.-11.6.09. Nominationen: Bund, 9.7.09 (Burkhalter); LT, 24.7.09 (Brunschwig Graf und Lüscher); Presse vom
7.8.09 (Broulis); AZ, 11.8.09 (Pelli); Presse vom 29.8.09 (Fraktion).; SN, 17.2.09; Lib., 21.7.09 (Darbellay); NLZ und NZZ, 13.6.09;
Bund und BZ, 15.6.09 sowie Presse vom 16.-18.6.09 (Schwaller und Sprachenfrage); Bund, 19.8.09 und Lib., 25.8.09 (CVP-FR);
BaZ, 29.8.09 und Presse vom 9.9.09 (Fraktion).
10) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grüne: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwürfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
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11) Pet. 14.2005; Vorentwurf SPK-N Pa.Iv. 13.443; BaZ, 28.3.15; ZGZ, 26.5.15; SN, 12.6.15; BaZ, 1.7.15; LT, TZ, 3.7.15; LZ, Lib, NZZ,
SGT, 4.7.15; URZ, 9.7.15; CdT, 17.12.15
12) Presse vom 14.1., 18.1. und 15.3.99
13) BaZ, 3.8.00.
14) TA, 17.9. und 10.12.07; SGT, 11.12.07; BZ und NZZ, 15.12.07.
15) BüZ und SN, 16.6.09; NZZ, 19.6., 31.7., 4.8., 8.8. und 14.8.09; AZ, 27.6.09; SGT, 14.8. und 17.9.09; Presse vom 1.9.09.
16) BaZ, 10.8.10; TA, 14.8.10; NLZ, 24.9. und 25.9.10.
17) Presse vom 27.11.00; SGT, 5.12.00. 
18) 24h und LT, 3.4.06; WoZ, 6.4.06.
19) NZZ, 24.11. und 3.12.07. 
20) AB NR, 2008, S. 1995 ff.; Bund, 22.12.08.
21) TA, 12.8.10; STG, 13.8.10; BaZ, 14.8.10; QJ 18.8.10; TG, 18.8.10.
22) Delegiertenversammlung GP vom 2.11.19; Medienmitteilung GP vom 2.11.19; Protokoll DV Grüne vom 2.11.19; Präsidialrede
Rytz vom 2.11.19; Traktanden DV Grüne vom 2.11.19; TA, 2.11.19; So-Bli, SoZ, 3.11.19; NZZ, TA, 4.11.19
23) AB NR, 2019, S. 2476 ff. ; NZZ, 21.10.19; WW, 24.10.19; TA, 25.10., 26.10.19; So-Bli, 27.10.19; NZZ, TA, 28.10.19; Blick, 1.11.19;
Blick, TA, 2.11.19; SoZ, 3.11.19; NZZ, TA, 4.11.19; AZ, 7.11.19; SoZ, 10.11.19; Blick, 14.11.19; So-Bli, 17.11.19; AZ, Blick, 20.11.19; AZ,
21.11.19; NZZ, TA, 22.11.19; AZ, NZZ, 23.11.19; SoZ, 24.11.19; AZ, 25.11.19; WW, 28.11.19; NZZ, 30.11.19; Blick, 4.12., 5.12.19; AZ, NZZ,
7.12.19; NZZ, TA, 12.12.19; So-Bli, 15.12.19
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